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Drucksache 1009 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. April 1959 

7 — 81000 — 2719/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kran- 
kenversicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. TIans Heger 
Bad Godesberg, Goothestraßo 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vorschriften 

im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
in der im Saarland geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 180 Abs. 1 werden die Worte „2200 Fran- 
ken" durch die Worte „22 Deutsche Mark" er- 
setzt. 

2. § 381 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Die Beiträge für die in § 165 bezeichneten 
Versicherten werden jeweils zur Flälfte von 
ihnen und ihren Arbeitgebern getragen. Für 
einen Versicherten, dessen regelmäßiger Entgelt 
65 Deutsche Mark monatlich oder 15 Deutsche 


Mark wöchentlich nicht übersteigt, trägt der Ar- 
beitgeber den Beitrag allein." 

Artikel 2 

§ 74 des Gesetzes Nr. 275 „Saarknappschaftsge- 
setz" vom 11. Juli 1951 (Amtsbl. des Saarlandes 
I S. 1099, 1379) wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Die Versicherungspflichtigen und ihre Arbeit- 
geber entrichten die Beiträge zu gleichen Teilen. 

! Versicherungsberechtigte tragen die Beiträge allein. 

(2) Der Beitragsberechnung wird der Entgelt bis 
zu 660 Deutsche Mark monatlich zugrunde gelegt." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ende der übergangs- 
: zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ok- 
: tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) in Kraft. 


Begründung 


Im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes werden 
die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
einschließlich der knappschaftlichen Krankenver- 
sicherung von den Versicherten und ihren Arbeit- 
gebern zu gleichen Teilen getragen. Im Saarland 
tragen in der allgemeinen Krankenversicherung von 
einem Gesamtbeitrag von 9 v. H. die Arbeitgeber 
5,5 V. Fl. und die Versicherten 3,5 v. Fl.; in der 
knappschaftlichen Krankenversicherung tragen 
grundsätzlich von einem Gesamtbeitrag von 9 v. FI. 
die Arbeitgeber 6 v. FI. und die Versicherten 3 v. FI. 
Mit der wirtschaftlichen Eingliederung des Saar- 
landes in die Bundesrepublik wird eine Rechtsan- 
gleichung erforderlich, um eine unterschiedliche Ge- 
samtbelastung der Arbeitgeber mit Beiträgen zur 
Sozialversicherung im Saarland und im übrigen 


Bundesgebiet zu vermeiden. Dieses Ziel wird durch 
Artikel 1 Nr. 2 und durch den in Artikel 2 angeführ- 
ten Absatz 1 des Gesetzentwurfs erreicht. In den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten und in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ist die Rechtsangleichung vom Ende der 
Übergangszeit an bereits geregelt. 

Artikel 1 Nr. l und der in Artikel 2 angeführte 
Absatz 2 bezwecken die Rechtsangleichung hin- 
sichtlich des für die Bemessung der baren Leistun- 
gen maßgebenden Grundlohns und hinsichtlich der 
Beitragsbemessiingsgrenze. 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, 
Länder und Gemeinden nicht mit Kosten belastet. 
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Drucksache 1009 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 23. März 1959 — 7 — 81100 — 
2719/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kran- 
kenversicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Folgender Artikel 3 wird eingefügt: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 


Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Kaisen 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Der vorgesehenen Beifügung der Berlin-Klausel wird zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Obwohl Auswirkungen des Gesetzes auf Berlin nicht ersicht- 
lich sind, wird der vom Bundesrat auf Wunsch des Landes 
Berlin vorgeschlagenen Änderung zugestimmt. 


4 



